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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 84 

vom 1. Juli 1919. 

 

Anwesend:1 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die 

Staatssekretäre Dr. S c h u m p e t e r und Dr. D e u t s c h, sowie Unterstaatssekretär Dr. 

E l l e n b o g e n. 

 

Zugezogen: 

Sektionschef im Staatsamt für Finanzen Dr. G r i m m. 

 

Vorsitz: 

Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 

20.00 – 22.15 

 

Reinschrift (15 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

7. Personalsitzung, Protokoll (17 Seiten), Konzept, Beilagen der Staatsämter (fol. 220) 

 

Inhalt: 

1. Schaffung einer Medaille zur Erinnerung an die Gründung der Republik. 

2. Bund der sozialistischen Staatsangestellten Deutschösterreichs: Beschlüsse der 

Versammlung am. 23. Juli d. J. 

3. Beitritt der Staatsregierung zu zwei Gesetzesbeschlüssen der niederösterr. 

Landesversammlung. 

4. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Einbeziehung der Post-, Telegraphen- 

und Telephonangelegenheiten sowie der Schiffahrtsangelegenheiten in die 

Zuständigkeit des Staatsamtes für Verkehrswesen 

5. Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Zuständigkeit des Staatsamtes 

für Verkehrswesen für alle Kraftfahrangelegenheiten. 

                                                 
1  Weiters war auch ein Schriftführer anwesend. 
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6. Beschlüsse der Landesvertretungen, betreffend die Teuerungszulage für das erste 

Halbjahr 1919 an die aktiven und pensionierten Lehrpersonen der öffentlichen Volks- 

und Bürgerschulen sowie an die Witwen und Waisen nach solchen Lehrpersonen. 

7. Deutschösterreichisch-tschechisch-polnisches Kohlenlieferungsabkommen. 

8. Beitritt der Staatsregierung zu dem Beschlusse der provisorischen 

Landesversammlung in Steiermark, betreffend einen Grundtausch zwischen dem 

Lande Steiermark und dem Gutsbesitzer Paul S c h o e l l e r. 

9. Beitritt der Staatsregierung zu dem Beschlusse der provisorischen 

Landesversammlung in Niederösterreich, betreffend die Sicherstellung der Verbauung 

des Schild- und Jodlbindergrabens in den Gemeinden Schildern und Thernberg. 

10. Übergabe des Schlosses Laxenburg an die Invaliden. 

11. Vollzugsanweisung, betreffend die Durchführung von Bestimmungen des 

Invalidenentschädigungsgesetzes (III. Vollzugsanweisung zum 

Invalidenentschädigungsgesetz) 

12. Urlaubserteilung an den Staatssekretär für Land- und Forstwirtschaft. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2 betr. Beschlüsse des Bundes sozialistischer Staatsangestellter 

Deutschösterreichs über die Errichtung von Betriebsräten, von Personal-, Qualifikations- und 

Disziplinar-Kommissionen sowie die schleunigste Vorlage neuer Besoldungssätze verbunden 

mit der Einleitung wirtschaftlicher Aktionen (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Auszug für den Vortrag des Staatsamtes des Inneren z. Zl. 

22.435/1919 über zwei Gesetzesentwürfe der nö. Landesversammlung hinsichtlich der 

Einhebung versch. Gebühren (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Vollzugsanweisung des StSekr. f. Verkehrswesen Zl. 1.477 über die 

Einbeziehung der Post-, Telegraphen- und Telephonangelegenheiten sowie der 

Schifffahrtsangelegenheiten samt Begründung in die Zuständigkeit des StA. f. Verkehrswesen 

(5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vollzugsanweisung des StSekr. f. Verkehrswesen über die 

Zuständigkeit des Staatsamtes für alle Kraftfahrangelegenheiten samt Zl. 14.226/P-1919 

Begründung (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Genehmigung der Beschlüsse der Landesvertretungen über 

Teuerungszulagen für das erste Halbjahr 1919 an die aktiven und pensionierten Lehrpersonen 

der öff. Volks- und Bürgerschulen sowie deren Hinterbliebenen (2 Seiten) 



3 
84 – 1919-07-01 

Beilage zu Punkt 7 betr. Protokoll des deutschösterreichisch-tschechisch-polnischen 

Kohlenlieferungsabkommens (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Antrag des StA.f. Land- und Forstwirtschaft z. Zl. 11.827/1919 auf 

Genehmigung des Beschlusses der prov. Steiermärkischen Landesversammlung hinsichtlich 

eines Grundtausches zwischen dem Land und dem Gutsbesitzer Paul Schoeller (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Antrag des StA.f. Land- und Forstwirtschaft z. Zl. auf Zustimmung 

zum Beschluss der prov. nö. Landesversammlung zur Verbauung des Schild- und 

Jodlbindergrabens in Schildern und Thernberg (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung über die 

Durchführung von Bestimmungen des Invalidenentschädigungsgesetzes (6 Seiten, gedruckt) 

 

1.2 

Schaffung einer Medaille zur Erinnerung an die Gründung der Republik. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass - laut einer ihm zugekommenen Note des 

Unterstaatssekretärs für Unterricht - Professor Dr. Rudolf M a r s c h a l l eine Medaille zur 

Erinnerung an die Gründung der Republik Deutschösterreich entworfen habe, die in zwei 

Größen (70 beziehungsweise 50 mm Durchmesser) hergestellt werden soll. Mit der größeren 

Medaille wären allenfalls Funktionäre der Republik, deren Auswahl die Staatsregierung bezw. 

die Staatskanzlei zu treffen hätte, offiziell zu beteilen, während die kleinere Medaille in der 

Öffentlichkeit zum freien Verkauf gelangen könnte. 

Nach einer kurzen Debatte pflichtet der Kabinettsrat dem Antrage des Staatssekretärs Dr. 

B a u e r bei, wonach von einen freien Verkaufe dieser Medaille grundsätzlich abzusehen ist 

und die Staatskanzlei angewiesen wird, einvernehmlich mit dem Staatsamte für Unterricht 

dem Kabinettsrate einen Vorschlag darüber zu erstatten, welche Persönlichkeiten für eine 

Beteilung mit diesem Erinnerungszeichen in Betracht zu ziehen wären; über die hienach 

erforderliche Anzahl hinaus wird eine bestimmte Zahl von Medaillen anzuschaffen sein, die 

im Bedarfsfalle als Ehrengaben Verwendung zu finden hätten.3 

                                                 
2  Vor dem 1. Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm eine weitere Materie auf, die nicht in die 

Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusatz aus dem Stenogramm“ 
wiedergegeben wird. 

3  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante: 
„G l ö c k e l: Medaille.  
B a u e r: Ist dagegen, dass solche Medaille verkauft wird. Man soll das reservieren für die Möglichkeit zu 
schenken.  
H a n u s c h: Gleichfalls nicht für den freien Handel. 
F i n k: Wer zu beteilen?  
B a u e r: Beamte der Staatskanzlei mit Unterricht. Verkäuflich keine gemacht. Gewisse Anzahl wird 
reserviert. 
F i n k: Die Zahl der größeren wird die Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem Unterricht bestimmen, 
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2. 

Bund der sozialistischen Staatsangestellten Deutschösterreichs; Beschlüsse der Versammlung 

am 23. Juni d. J. 

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass ihm vom Bund der sozialistischen Staatsangestellten 

Deutschösterreichs zwei in dessen Versammlung am 23. Juni d. J. gefasste Resolutionen 

überreicht worden seien. Die erste fordere die sofortige Erlassung der im § 2 des Gesetzes 

über die Errichtung von Betriebsräten verheißenen Vollzugsanweisung, betreffend die 

Schaffung von Einrichtungen, die den Betriebsräten im Sinne des bezogenen Gesetzes 

entsprechen und die gleichzeitig die Funktionen von Personal-, Qualifikations- und 

Disziplinarkommissionen umfassen sollen; die zweite Resolution verlange von der Regierung 

die schleunigste Vorlage von neuen Besoldungssätzen für die gesamte 

Staatsangestelltenschaft und bis zum Inkrafttreten dieser Besoldungereform die monatsweise 

Erfolgung der bisherigen außerordentlichen Hilfsmaßnahmen (Anschaffungsbeitrag). 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k pflichtet dem in der ersten Resolution gestellten Petite 

grundsätzlich bei und verweist darauf, dass Anhaltspunkte für eine derartige künftige 

Regelung bereits in der die Interessen der Angestellten voll wahrenden „Dienstpragmatik für 

die Landesbeamten und übrigen Landesangestellten in Niederösterreich“ gegeben seien; um 

zu diesem erwünschten Ergebnisse zu gelangen, erachte er aber zunächst eine Änderung der 

gegenwärtig noch geltenden einschlägigen Bestimmungen der Dienstpragmatik für geboten. 

Staatssekretär Dr. B a u e r hält die Resolution im vorliegenden Wortlaute für teilweise 

unerfüllbar, da seiner Ansicht nach die Funktionen der Betriebsräte mit jenen der 

Qualifikationskommissionen gänzlich unvereinbar seien. Auch die Verquickung der 

Betriebsräte mit den Disziplinarkommissionen sei nicht, ohne weiteres möglich. 

Rücksichtlich der zweiterwähnten Resolution teilt sodann Sektionschef Dr. G r i m m mit, 

dass das zwischenstaatsamtliche Komitee für Beamtenangelegenheiten aus seiner Mitte 

bereits einen Referenten bestimmt und diesem die Ausarbeitung eines Entwurfes für die 

neuen Besoldungsvorschriften übertragen habe; dieser Entwurf werde nach Fertigstellung im 

Beamtenkomitee zur Beratung gelangen und dann erst dem Staatsamte für Finanzen 

unterbreitet werden. Letzteres werde jedenfalls nur nach gepflogenem Einvernehmen mit den 

Staatsangestelltenorganisationen vorgehen und seine Anträge der Regierung mit der 

möglichsten Raschheit unterbreiten. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen genehmigend zur Kenntnis; über Antrag des 

                                                                                                                                                         
ebenso die Zahl der kleineren. Verkäuflich keine.“ 
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Staatssekretärs Dr. B r a t u s c h beschließt der Kabinettsrat weiters, dass Abschriften der 

beiden Resolutionen durch die Staatskanzlei allen Staatsämtern zu übermitteln seien.4 

 
α F i n k: Soz.Org.  

B r a t u s c h: Die Sache wird im Finanzamt bearbeitet. (Besoldungsreform). Wenn der Entwurf fertig ist, 

wird die Enquete abgehalten werden.  

G r i m m: Vom Beamtenkomitee ist es erst an die Staatsämter gegangen. Wilfling arbeitet an einer Reform 

der Besoldungsvorschriften, dann kommt es ins Beamtenkomitee und dann erst ins Staatsamt. Momentan noch 

keine Grundlage.  

F i n k: Disziplinarkommission.  

Z e r d i k: Verlange solche Berater. Geheime Qualifikation: Der Weg scheint mir nicht richtig; man muss an 

eine Abänderung der Dienstpragmatik denken.  

R e s c h: Das Betriebsrätegesetz schreibt vor, dass solche Betriebsräte geschaffen werden.  

B a u e r: Das sind zwei verschiedene Dinge. Die Funktion des Betriebsrates und die 

Qualifikationskommission darf nicht zusammengelegt werden. Die Wahl von Personalkommissionen würde ich 

noch für zulässig erachten; Disziplinarkommission geht vielleicht nicht ohne weiteres, 

Qualifikationskommission geht überhaupt nicht.  

L o e w e n f e l d: Ausschuss der Gewerkschaft als Personalkommission. Redner wurde gefragt, ob er diese 

Kommission als begutachtendes Organ anerkenne. In dem Statut ist aber ausdrücklich gesagt, dass die 

Qualifikation und Disz.[iplin] damit gar nichts zu tun hat.  

B r a t u s c h: Die Resolution soll in Abschrift den einzelnen Staatsämtern gegeben werden. α 

 

3. 

Beitritt der Staatsregierung zu zwei Gesetzesbeschlüssen der n. ö. Landesversammlung. 

Staatssekretär E l d e r s c h erbittet die Zustimmung des Kabinettsrates zum Beitritte der 

Staatsregierung zu dem von der n. ö. Landesversammlung beschlossenen Entwurfe eines 

Gesetzes, betreffend die Einhebung einer Gemeindeabgabe von öffentlichen Vorführungen 

und Tanzunterhaltungen in der Stadt Wien und eines Gesetzes, betreffend die Forteinhebung 

der städtischen Zuschläge zu den direkten Steuern und zum Gebührenäquivalent sowie der 

kommunalen Abgabe von gebrannten geistigen Flüssigkeiten und der Gemeindeauflage auf 

den Besitz von Hunden, ferner die Erhöhung des städtischen Zuschlages zur 

Totalisateurabgabe in der Gemeinde Wien. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung mit der Maßgabe, dass die dem 

Staatsamte für Inneres und Unterricht zu diesen beiden Gesetzesbeschlüssen zugekommenen 

Bemerkungen des Staatsamtes für Finanzen der Gemeinde Wien im Wege der 

Landesregierung bekanntzugeben sein werden. 
                                                 
4  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss zwischen zwei α-

Zeichen wiedergegeben werden. 



6 
84 – 1919-07-01 

 

4. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Einbeziehung der Post- Telegraphen- und 

Telephonangelegenheiten sowie der Schiffahrtsangelegenheiten in die Zuständigkeit des 

Staatsamtes für Verkehrswesen. 

Staatssekretär P a u l erbittet nach eingehender Begründung der Sachlage vom 

Kabinettsrate die Zustimmung zur Erlassung einer Vollzugsanweisung der Staatsregierung 

über die Einbeziehung der Post-, Telegraphen- und Telephonangelegenheiten sowie der 

Schiffahrtsangelegenheiten in die Zuständigkeit des Staatsamtes für Verkehrswesen; die 

Verlautbarung dieser Vollzugsanweisung hätte nach Einholung der Zustimmung des 

Hauptausschusses der Nationalversammlung zu erfolgen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung mit der Maßgabe, dass als Beginn der 

Zuständigkeit des Staatsamtes für Verkehrswesen hinsichtlich dieser - im § 1 des Entwurfes 

der Vollzugsanweisung angeführten - Angelegenheiten der 15. August 1919 zu gelten habe, 

soweit nicht aus praktischen Bedürfnissen das Staatsamt für Verkehrswesen - einvernehmlich 

mit dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten - einen Teil dieser 

Agenden schon früher übernommen hat. 

 

5. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betr. die Zuständigkeit des Staatsamtes für 

Verkehrswesen für alle Kraftfahrangelegenheiten. 

Staatssekretär P a u l erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, nach 

Einholung der Zustimmung des Hauptausschusses der Nationalversammlung eine "Vollzugs- 

anweisung der Staatsregierung erlassen zu dürfen, mit welcher die Zuständigkeit des 

Staatsamtes für Verkehrswesen für alle Kraftfahrangelegenheiten festgesetzt wird. Hiebei soll 

zugleich festgelegt werden, dass die Regelung der Angelegenheiten der künftigen Gestaltung 

des militärischen Kraftfahrwesens vom Staatsamte für Heerwesen im Einvernehmen mit dem 

Staatsamte für Verkehrswesen zu erfolgen hat. Die Zusammenfassung aller Angelegenheiten 

des Kraftfahrbetriebes für staatliche Zwecke - mit der vorerwähnten Ausnahme - hätte bei der 

Generaldirektion für Post-, Telegraphen- und Telephonwesen zusammengefasst zu werden. 

 

6. 

Beschlüsse der Landesvertretungen, betr. die Teuerungszulage für das erste Halbjahr 1919 

an die aktiven und pensionierten Lehrpersonen der öffentlichen Volks- und Bürgerschulen 
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sowie an die Witwen und Waisen nach solchen Lehrpersonen. 

Namens des augenblicklich abwesenden Unterstaatssekretärs G l ö c k e l verweist 

Staatssekretär E l d e r s c h darauf, dass nach dem Gesetze vom 25. Jänner 1919, St.G.Bl. Nr. 

40, über die Gewährung von Teuerungszulagen für das erste Halbjahr 1919 an die aktiven und 

pensionierten Lehrpersonen der öffentlichen Volks- und Bürgerschulen sowie an die Witwen 

und Waisen nach solchen Lehrpersonen die Regierung ermächtigt sei, den Landesregierungen 

zur Bestreitung des Aufwandes für diese Zulagen Staatszuschüsse zu leisten. 

Diese Zulagen stellen sich als Zuwendungen neben den durch die Landesgesetze 

festgesetzten Dienstesbezügen dar, weshalb es notwendig erscheine, dass sich die einzelnen 

Landesvertretungen bezw. wenn der durch den Staatszuschuss nicht gedeckte Aufwand nicht 

vom Lande, sondern ganz oder zum Teile von einer anderen autonomen Körperschaft 

(Gemeinde) getragen wird, diese letzteren zur Gewährung der Teuerungszulagen durch 

besondere Beschlüsse bereit erklären. 

In den an die zuständigen Landesbehörden wegen Durchführung dieses Gesetzes 

ergangenen Erlässen des Staatsamtes der Finanzen werde der Inhalt der zu fassenden 

Beschlüsse genau umschrieben; die Teuerungszulagen werden in dem gesetzlich 

vorgesehenen Ausmaße zu bewilligen sein und es werden daher alle Beschlüsse eine 

gleichartige Fassung und einen analogen Inhalt haben. 

Bisher seien nur von zwei Landesvertretungen bezügliche Beschlüsse vorgelegt worden; es 

sei aber zu erwarten, dass auch von den übrigen Landesvertretungen baldigst gegenständliche 

Beschlüsse gefasst und vorgelegt werden. 

Zur Vermeidung der mit der jedesmaligen Vorlage der einzelnen Beschlüsse an die 

Staatsregierung notwendigerweise verbundenen Verzögerung stellt der sprechende 

Staatssekretär den Antrag, die Staatsregierung wolle die zu gewärtigenden Beschlüsse der 

Landesvertretungen, falls sie den gesetzlichen Bedingungen entsprechen, von vorneherein 

genehmigen und den Unterstaatssekretär für Unterricht ermächtigen, diese Genehmigung 

nach Vorlage der einzelnen dieser Voraussetzung entsprechenden Beschlüsse den 

Landesvertretungen bekanntzugeben.  

Der Kabinettsrat genehmigt diesen Antrag. 

 

7. 

Deutschösterreichisch-tschechisch- polnisches Kohlenlieferungsabkommen. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k teilt das am 16. Juni d. J. in Mähr. Ostrau zwischen den 

Vertretern der deutschösterreichischen, der tschechoslowakischen und der polnischen 
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Regierung zustande gekommenen Kohlenlieferungsabkommen mit und ersucht um dessen 

Ratifizierung durch die Staatsregierung. 

Staatssekretär Dr. B a u e r verweist darauf, dass es sich aus politischen Gründen 

empfehlen würde, diese Ratifizierung in diplomatischer Form vorzunehmen. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei, genehmigt den Antrag des Staatssekretärs 

Ing. Zerdik und ladet ihn ein, das Abkommen dem Staatsamte für Äußeres zur weiteren 

Veranlassung im Sinne der Anregung des Staatssekretärs Dr. B a u e r zu übermitteln.  

 

8. 

Beitritt der Staatsregierung zu dem Beschlusse der provisorischen Landesversammlung in 

Steiermark, betreffend einen Grundtausch zwischen dem Lande Steiermark und dem 

Gutsbesitzer Paul S c h o e l l e r. 

Staatssekretär S t ö c k l e r teilt mit, dass zwischen dem Lande Steiermark und dem 

Gutsbesitzer Paul S c h o e l l e r im Jahre 1913 ein Tauschvertrag, betreffend den Landbesitz 

in den steirischen Landesforsten abgeschlossen und dieser Tauschvertrag nunmehr von der 

provisorischen Landesversammlung in Steiermark in der Sitzung am 15. März l. J. genehmigt 

worden sei. 

Über Antrag des sprechenden Staatssekretärs beschließt der Kabinettsrat den Beitritt der 

Staatsregierung zu diesem Beschlusse der genannten Landesversammlung und ermächtigt das 

Staatsamt für Land-und Forstwirtschaft, die Landesregierung in Graz hievon zu verständigen.  

 

9. 

Beitritt der Staatsregierung zu dem Beschlusse der provisorischen Landesversammlung in 

Niederösterreich, betreffend die Sicherstellung der Verbauung des Schild- und 

Jodlbindergrabens in den Gemeinden Schildern und Thernberg. 

Staatssekretär S t ö c k l e r erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zum 

Beitritte der Staatsregierung zu dem von der provisorischen Landesversammlung in 

Niederösterreich in der Sitzung am 2. April 1919, gefassten Gesetzesbeschlusse, betreffend 

die Sichersteilung der Verbauung des Schild- und Jodlbindergrabens in den Gemeinden 

Schildern und Thernberg. 

 

10. 

Übergabe des Schlosses Laxenburg an die Invaliden. 

Staatssekretär H a n u s c h macht von den zwischen den Vertretern des Hofärars, des 
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Staatsamtes für Finanzen und Staatsamtes für soziale Verwaltung am 27.und 28. Juni l. J. 

durchgeführten Verhandlungen über die Frage der Übergabe des Schlosses Laxenburg an die 

Invaliden Mitteilung. Er verweist auf die vorgelegene zwingende Notwendigkeit, rasch einen 

Weg zu finden, der es ermöglicht, einerseits schon jetzt die Invalidenschaft tunlichst 

zufriedenzustellen, andererseits aber auch den Bedenken Rechnung zu tragen, die einer 

voreiligen Überlassung des in Betracht kommenden Komplexes unter den gegenwärtig noch 

unklaren Verhältnissen rücksichtlich des Eigentumsrechtes des deutschösterreichischen 

Staates sowie der Finanzierung des Projektes entgegenstehen. Insgesamt handle es sich im 

vorliegenden Falle um die Unterbringung von beiläufig 600 Invaliden. 

Die Übergabe der Immobilien und Mobilien wäre - unvorgreiflich der späteren 

Auseinandersetzung mit den Sukzessionsstaaten - seitens der Verwaltung des Hofärars an das 

Staatsamt für soziale Verwaltung zu erfolgen, die Festsetzung der näheren Modalitäten und 

die Durchführung der Übergabe und Übernahme einer Kommission zu obliegen haben, die 

sich aus Vertretern des Hofärars, des Staatsamtes für soziale Verwaltung, der Invalidenschaft 

und der hofärarischen Bediensteten zusammensetzt. 

Der Kabinettsrat nimmt die Mitteilungen des sprechenden Staatssekretärs genehmigend zur 

Kenntnis.5 
 

α 10. H a n u s c h: Sowohl Renner als ich wurden von den Invaliden damals überlaufen. Renner hat 

angedeutet, dass die Leute nicht nur Hetzendorf, auch Laxenburg bekommen werden. Vorige Woche Drohung: 

Dass Laxenburg besetzt werden wird. Am 27. und 28. zwischen Finanzen und soziale Verwaltung Besprechung, 

dass Laxenburg übergeben werden soll. 600 Invalide werden untergebracht werden.  

a) Die Unterbringung in den damals leerstehenden Gebäuden . 

b) ..... [So im Stenogramm.] 

Die ganze Sache kann gewiss lukrativ werden. Aber darf nicht kapitalistisch ausgebeutet werden. Das 

Staatsamt muss aber den Einfluss darauf behalten. Dasselbe ist mit Schönbrunn.  

E l d e r s c h: Seitz, ich und Vertreter des Soldatenrates haben mit den Vertretern der Kommission, die noch 

nach Schönbrunn gekommen sind, stundenlang verhandelt. Sie haben sich verpflichtet, unter der Bedingung 

auszuziehen, dass man eine Kommission einsetzen wird, um deren Unterkunft man sich bemühen wird.  

H a n u s c h: Die Kommission soll bestehen: 2 Vertreter des ..... (?) der Stadt Wien, ein Vertreter des 

Gesundheitsamtes, des Innern und soziale Verwaltung. Einflussnahme aufs ..... (?).  

Zur Kenntnis genommen. α 

 

11. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Durchführung von Bestimmungen des 

                                                 
5  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss zwischen zwei α-

Zeichen wiedergegeben werden. 
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Invalidenentschädigungsgesetzes (III. Vollzugsanweisung zum 

Invalidenentschädigungsgesetz). 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur Erlassung 

einer „Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit den 

beteiligten Staatsämtern, betreffend die Durchführung von Bestimmungen des 

Invalidenentschädigungsgesetzes (III. Vollzugsanweisung zum 

Invalidenentschädigungsgesetz).“ 

In einer sich hieran anknüpfenden längeren Debatte, an welcher sich Unterstaatssekretär 

Dr. T a n d l e r und Sektionschef Dr. G r i m m beteiligen, wird die Frage der Verpflichtung 

der Organe des öffentlichen Gesundheitsdienstes, einschließlich der Gemeindeärzte, zur 

Übernahme der Heilbehandlung von Geschädigten gegen die tarifmäßige Vergütung erörtert. 

Der Kabinettsrat genehmigt schließlich den vorliegenden Antrag des Staatssekretärs für 

soziale Verwaltung.6 

 
α 11. H a n u s c h: § 1, 3. Absatz gestrichen. Zu §§ 4, 5 und 28: Seite 2: Ärzte, - Tarif.  

G r i m m: Wenigstens bei der ambulatorischen Behandlung sollte ein Unterschied gemacht werden.  

Formulierung: Die Organe ..... (?) Geschädigten ..... (?) verpflichtet; den Organen des staatlichen 

Gesundheitsdienstes gebührt für die häusliche Behandlung, ..... (?) 

T a n d l e r: Bespricht diese Angelegenheit. Bittet, die Bezirksärzte nicht wieder in die Hinterhand zu 

drängen, umsomehr als die Bezirksärzte immer vertröstet wurden mit einer Remuneration.  

G r i m m: Will es nur auf ambulatorische Behandlung beschränkt wissen.  

Angenommen. α 

 

12. 

Urlaubserteilung an den Staatssekretär für Land-und Forstwirtschaft. 

Der Kabinettsrat erteilt dem Staatssekretär S t ö c k l e r einen vierwöchentlichen Urlaub 

und betraut für die Zeit seiner Abwesenheit vom Amte die Sektionschefs Dr. D e u t s c h und 

P a n t z mit der Führung der laufanden Geschäfte dieses Staatsrates. 

 

 

Zusatz aus dem Stenogramm 84 
F i n k: Tiroler Landesrat Ansuchen um Länderkonferenz. Angeblich werden noch andere Landesräte ein 

gleiches Ansuchen stellen. 

Vorläufig abwarten. 

                                                 
6  Anstelle der letzten beiden Absätze scheint im Stenogramm eine Wechselrede auf, die im Anschluss 

zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 






























































